Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Uebertragung hängige Verfahren

Problem- und Fragestellung

Die VB S, Kt X. hat am 12.3.2001 für zwei Kinder, geb. 1998 und 2000 eine Präsidialverfügung erlassen wegen akuter Gefährdung des Kindeswohls

· geeignete Massnahme nach Art. 307 Abs. 1 ZGB

· Beistandschaft nach Art. 308. Abs. 1 und Abs 2 ZGB

· Aufhebung der elterlichen Obhut nach Art. 310 Abs. 1 ZGB

Während der Anhörung am 12.3.01 ist die Mutter weggelaufen, eine polizeiliche Zuführung zur Fortsetzung der Anhörung war nicht möglich, da der Aufenthalt der Mutter mit den Kindern nicht bekannt wurde (abgetaucht).

Am 9.4.2001 hat die Vormundschaftsbehörde an ihrer Sitzung die Präsidialverfügung gestützt.

Am 12.4.2001 reichte die Mutter via Anwalt beim Regierungsrat Rekurs ein.

Mit Beschluss vom 28.8.2001 hat der RR folgendes festgelegt:

1. Die Beistandschaft über die Kinder ist aufzuheben.

2. Die Sache wird zur weiteren Sachverhaltsabklärung und zur Neubeurteilung an die VB in S zurückgewiesen.

Die Kindsmutter hat im April 2001 die Wohnung räumen lassen, gab eine Zustelladresse bei Familienangehörigen an, der Aufenthalt war nicht bekannt.

Am 31.10.2001 hat sich die Kindsmutter nach H im Kt. X abgemeldet.

Am 22.10.2001 wurde die VB in H mündlich über den Zuzug informiert und zur weiteren Abklärung wurden sämtliche Akten zugestellt. Am 19.3.2002 wurde uns eine Kopie eines Schreibens der VB H an die VB in Z, Kt. Y zugestellt, eine Kontaktaufnahme mit der Kindsmutter sei kaum möglich geworden, sie sei nach X weggezogen.

Die VB der Gemeinde Z meldete sich im Februar 2002 telefonisch, sie würden den Fall abklären, doch eine Kontaktaufnahme sei äusserst schwierig.

Die Neubeurteilung gemäss RR-Beschluss ist angeordnet. Die Mutter „verreist“, sobald sie behördliche Aktivitäten feststellt.

Frage 1:

a) Was hat die VB S noch zu tun?

b) Kann die VB S das Verfahren abschliessen (einstellen), da die örtliche Zuständigkeit nicht mehr gegeben ist?

c) Oder gilt das Verfahren bereits als abgeschlossen durch die Zustellung eines Schreibens (Kopie) der VB H an die VB in Z, datiert vom 24.1.2002?

Frage 2:

Wie können wir sicherstellen, dass eine Neubeurteilung in die Wege geleitet wird? (Die Sorge gilt nach wie vor den Kindern!)

Erwägungen

1. Die Vormundschaftsbehörde S im Kt. X hat am 9.4.2001 eine Präsidialverfügung gestützt betreffend Gefährdung des Kindeswohls für zwei Kinder. Die angeordneten vormundschaft-lichen Massnahmen konnten nicht durchgeführt werden, weil der Aufenthalsort der Mutter mit ihren Kindern nicht bekannt war. Darauf wurde von der Mutter der Kinder beim Regierungsrat Rekurs eingereicht. Der Rekurs wurde vom Regierungsrat gutgeheissen und die Sache wurde zu weiteren Sachverhaltsabklärungen und zur Neubeurteilung an die Vormundschaftsbehörde in S zurückgewiesen. Es handelt sich hier um ein hängiges Verfahren. Hängige Verfahren können bei einem Wohnsitzwechsel der Betroffenen nicht übertragen werden. Die Vormundschafts-behörde in S bleibt zuständig, bis das Verfahren abgeschlossen ist. Nach Abschluss des Verfahrens kann die vormundschaftliche Massnahme gemäss Art. 377 ZGB an die neue Wohnsitzgemeinde übertragen werden.

2. Nach den Aussagen unter Punkt 1 bleibt die Gemeinde S für das Verfahren zuständig, bis es abgeschlossen ist. Um die weiteren Abklärungen durchzuführen, ist die Gemeinde S im Kt. X auf die Mithilfe der Gemeinde Z im Kt. Y, dem jetzigen Aufenthaltsort der Familie, angewiesen. Gemäss Art. 44 BV müssen die Kantone zusammenarbeiten und sie unterstützen einander in der Erfüllung ihrer Aufgaben. Die Kantone schulden einander Beistand und sie leisten einander Amts- und Rechtshilfe. Die Gemeinde Z im Kt. Y ist demgemäss dazu verpflichtet, die Gemeinde S darin zu unterstützen, dass diese zu den nötigen Sachverhalts-abklärungen gelangt und eine Neubeurteilung des Falles vornehmen kann. Die Gemeinde Z im Kt. Y muss daher die für den Fall benötigten Abklärungen durchführen und diese der Gemeinde S im Kt. X weiterleiten.

3. Die oben dargelegte Lösung entspricht nicht nur dem Gesetz, sie hat auch eine praktische Seite nämlich die, dass sich die Mutter nicht durch ständige Flucht den Behörden entziehen kann. Die Gemeinde S bleibt zuständig und muss sicherstellen, dass der Fall einer Neubeurteilung unterzogen wird.

Für weitere Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung und grüssen Sie freundlich.
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